
Wirtschaftspolitische Kolumne 

Gesellschaft • Wirtschaft • Politik (GWP) 67. Jahrg., Heft 3/2018, S. 303-312  www.budrich-journals.de 
https://doi.org/10.3224/gwp.v67i3.03 

Trump macht ernst – mit der Unterwerfung der 
Weltwirtschaft unter „America First“  

Jens van Scherpenberg 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zusammenfassung: 
Die Handelspolitik der Regierung Trump ist 
Ausdruck einer tiefen Unzufriedenheit in den 
USA über die Resultate der bisherigen globali-
sierten Wirtschaftsordnung: den Aufstieg 
starker Konkurrenten, China und die EU, und 
den gleichzeitigen Niedergang der USA als 
Wirtschaftsstandort – für Trump Folge der 
handelspolitischen Verträge und Bindungen, 
die Amerika zu seinem Nachteil eingegangen 
sei. Die Nation aus diesen Fesseln zu befreien 
ist sein Ziel. Daher setzt er die ganze Wirt-
schafts- und Finanzmacht der USA mit all ih-
ren Druckmitteln ein, um bilateral vorteilhaf-
tere „Deals“ mit den Konkurrenten und Riva-
len zu erreichen und unbotmäßige Nationen 
zum Einlenken zu zwingen. Deutet sich ein 
Einlenken an, wie zuletzt seitens der EU, fei-
ert er das als Erfolg. Doch ist auf Absprachen 
kein Verlass; für Trump gilt als alleinige Ma-
xime: „America First“. Darauf müssen sich die 
großen Konkurrenten der USA mit ihren Ge-
genstrategien einstellen. 
 
 

1.  „Neo-Isolationist“ oder 
rücksichtsloser Kämpfer für 
die Wiederherstellung der 
amerikanischen Weltmacht-
Hegemonie? 

Ist Präsident Donald Trump nur ein Großspre-
cher, dessen starke Worte aus dem Wahl-
kampf, ist er einmal im Amt, sich schnell in 
den Mechanismen des Washingtoner Regie-
rungsapparats und den darin institutionali-
sierten Konstanten und vermeintlichen Sach-
zwängen amerikanischer Außenpolitik verlie-
ren werden? Diese Hoffnungen zahlreicher Be-
obachter diesseits wie jenseits des Atlantik 
haben sich in den ersten eineinhalb Jahren 
nach seinem Amtsantritt gründlich zerschla-
gen. Das gilt, wie die amerikanische Handels-
politik seit dem Frühjahr 2018 zeigt, für die 
amerikanische Außenwirtschaftspolitik ebenso 
wie die Außen- und Sicherheitspolitik der USA 
– ohnehin sind beide Politikfelder für Trump 
engstens verknüpft. Trump macht ernst mit 
seinen Ankündigungen, die negativen Bilan-

Dr. Jens van Scherpenberg  
Geschwister-Scholl-Institut für Politikwissenschaft 
Ludwig-Maximilians-Universität München 
 
 
 
 
 
 

http://www.budrich-journals.de
https://doi.org/10.3224/gwp.v67i3.03


304      Jens van Scherpenberg 

zen des amerikanischen Außenhandels – vor 
allem mit China, mit der EU und mit Japan – 
nicht mehr zu dulden. Und er stellt unmiss-
verständlich klar, dass für ihn die regelbasier-
te Welthandelsordnung, wie sie in der Welt-
handelsorganisation WTO verkörpert ist, ein 
einziges Hindernis für die Durchsetzung ame-
rikanischer Interessen in der Weltwirtschaft 
ist. 

Ein bemerkenswerter Indikator für die ge-
scheiterte „Sozialisierung“ Trumps durch den 
Washingtoner Apparat sind die Veränderun-
gen und Gewichtsverschiebungen im außen- 
und wirtschaftspolitischen Führungsteam des 
Präsidenten.1 Zwei eher „internationalistische“, 
auf Kooperation innerhalb der bestehenden 
globalisierten Weltwirtschaft setzende Vertre-
ter, der ehemalige Exxon-Chef Rex Tillerson, 
Trumps erster Außenminister, sowie der Gold-
man Sachs-Banker Gary Cohn als Vorsitzen-
der des National Economic Council im Weißen 
Haus, sind aus der Regierung ausgeschieden. 
Der Vorsitzende des Council of Economic Advi-
sers, der gemäßigt konservative Kevin Has-
sett, im September 2017 ernannt, verlor den 
bislang dieser Position zukommenden Kabi-
nettsrang. Tillerson wurde durch den außenpo-
litischen Hardliner Mike Pompeo ersetzt, Cohn 
durch Larry Kudlow, einen bereits in der Rea-
gan-Regierung tätigen frühen Unterstützer 
Trumps, der sich wirtschaftlich vor allem durch 
statistische „fake news“ und absurde Wirt-
schaftsprognosen einen Namen gemacht hat. 
Die wichtigsten Impulse für die handelspoliti-
sche Linie der Regierung Trump kommen nun 
von ihrem extremsten Mitglied, dem Vorsit-
zenden des von Trump neu geschaffenen Nati-
onal Trade Council, Peter Navarro. Er ist be-
kannt als Verfechter eines entschlossenen 
Wirtschaftskrieges gegen das aufstrebende 
China und einer Zerstörung der globalisierten 
Lieferketten der Industrie, um Arbeitsplätze in 
die USA zurückzuholen. 

Umgesetzt wird dieser aggressive Kurs 
zum einen vom Secretary of Commerce Wilbur 
Ross, zum anderen vom US-Handelsbeauftrag-
ten (USTR) Robert Lighthizer, der schon unter 
Reagan maßgeblich die protektionistische Han-
delspolitik gegenüber Japan in den 1980er 
Jahren konzipierte. Er ist unter anderem für 
die Aufstellung der Produktlisten für die von 
Trump beschlossenen bzw. angekündigten ein-
seitigen Zollerhöhungen zuständig.  

Der von Trump und seinem Team nun an-
gezettelte Handelskrieg vor allem gegen China 
und die EU macht deutlich, dass dahinter kein 
„Neo-Isolationismus“ steht, wie manche Kom-
mentatoren immer noch meinen2, keine Absa-
ge an die Weltmarktkonkurrenz, sondern eine 
offensive Strategie zur Korrektur von deren 
Resultaten und der Bedingungen, unter denen 
sie zustande kommen.  

In Trumps Slogan „Make America Great 
Again“ sollte das „again“ ernstgenommen wer-
den: Ziel ist es, den USA wieder die überra-
gende Stellung auf dem Weltmarkt zu ver-
schaffen, die sie in den Anfangsjahren der von 
ihnen nach dem 2. Weltkrieg errichteten Welt-
wirtschaftsordnung innehatten: einer Ordnung, 
die sicherstellte, dass andere Nationen nur 
über den Erfolg der führenden Wirtschafts-
macht zu eigenen Konkurrenzerfolgen gelan-
gen konnten.  

Dass dem nicht mehr so ist, dass andere 
Wirtschaftsmächte, namentlich die EU und 
China, in der Weltmachtkonkurrenz erfolgrei-
cher wurden als die USA, ihre Unternehmen 
sogar in den USA selbst wachsende Marktan-
teile gewinnen konnten, das kann – so die Lo-
gik des US-Präsidenten – nicht mit rechten 
Dingen zugehen, muss an „unfairen Wettbe-
werbsbedingungen“ liegen, die die USA fesseln 
und es den anderen Mächten erlauben, die 
Amerikaner „abzuzocken“ (rip off).  

Diese Bedingungen sieht Trump in allen 
pluri- wie multilateralen Handelsabkommen 
verkörpert, vom seit 1994 geltenden nordame-
rikanischen Freihandelsabkommen NAFTA 
über das transpazifische TPP und das TTIP-
Abkommen mit der EU bis hin zur globalen 
Handelsordnung der WTO. 

Für NAFTA verlangt Trump unter der 
Drohung, es zu kündigen, eine Neuverhand-
lung. Aus dem fertig verhandelten und zur Ra-
tifizierung anstehenden TPP stieg Trump als 
eine seiner ersten Amtshandlungen aus. Das 
transatlantische TTIP-Abkommen liegt auf 
Eis. Und selbst die Mitgliedschaft der USA in 
der WTO hat der Präsident in Frage gestellt. 
Sie vor allem gilt ihm als die Institution, die es 
China erlaubt, zur wirtschaftlichen und mili-
tärischen Großmacht zu werden und die abso-
lute Überlegenheit der USA als Weltmacht 
herauszufordern. Der Präsident muss ohnehin, 
wie im amerikanischen Ratifizierungsgesetz 
zur Errichtung der WTO von Ende 1994 fest-
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gelegt, alle fünf Jahre dem US-Kongress be-
richten, ob die Mitgliedschaft der USA in der 
WTO im amerikanischen Interesse liegt, so 
dass der Kongress über deren Fortbestand 
entscheiden kann. Der nächste Termin hierfür 
fällt in das erste Quartal 2020, also in das 
Wahljahr für eine zweite Präsidentschaft 
Trumps.  

Für Trump gründet sich eine neue inter-
nationale Wirtschaftsordnung auf bilaterale 
Handelsabkommen anderer Staaten mit den 
USA – Abkommen also, in denen die USA je-
weils die mit Abstand stärkere Partei sind und 
die Bedingungen diktieren können, so dass die 
Ordnung der Verhältnisse wieder den Bedin-
gungen früherer Jahrzehnte entspricht, als 
Amerika noch „great“ und die konkurrierenden 
wirtschaftlichen Großmächte noch weniger 
stark waren. 

Die Radikalität des von Donald Trump – 
mit der ihn charakterisierenden, bei seinen 
Wählern höchst populären undiplomatischen 
Ausdrucksweise – geltend gemachten Stand-
punkts muss ernst genommen werden: Es ist 
nicht der Standpunkt internationalen Rechts, 
sondern der der überlegenen Gewalt der 
Weltmacht. Es ist die für die anderen Groß-
mächte unbequeme Wahrheit, dass das inter-
nationale Recht mit seinen Institutionen, sei 
es in Sicherheits- oder Wirtschaftsfragen, seine 
Wirksamkeit ohnehin nur entfaltet, soweit die 
Macht und der Wille der Weltmacht, es not-
falls gewaltsam durchzusetzen, dahinter ste-
hen. Als letztlicher Garant internationalen 
Rechts sehen sich die USA eben auch über die-
sem Recht stehend, beziehen es auf ihr natio-
nales Interesse, dem es zu entsprechen hat. 
Und wenn die internationale Ordnung mit ih-
ren Verträgen und Institutionen es anderen 
Mächten gestattet hat, so Trump, sich auf Kos-
ten der USA zu bereichern, nimmt sich dieser 
Präsident das Recht, im Interesse der USA 
diese Ordnung zu zerstören.  

Ob er das unter den gegenwärtigen Be-
dingungen und wirtschaftlichen wie militäri-
schen Machtverhältnissen auf der Welt auch 
kann, wird zu erörtern sein.  

Die Mittel dazu, über die die USA verfü-
gen, ist er jedenfalls gewillt einzusetzen. 

2. Die Waffen im 
Wirtschaftskrieg und die 
nationale Sicherheit der USA 

Der amerikanische Präsident sieht die Nation, 
angegriffen und ausgeplündert mit unfairen 
Mitteln durch ihre Weltmarktkonkurrenten, in 
einem Handelskrieg, in dem er – nach dem 
Versagen der Regierungen seit Ende des Ost-
West-Gegensatzes – nun endlich „zurück-
schießt“. Mit der „Kriegs“-Metapher sollte ei-
gentlich zurückhaltend umgegangen werden. 
Diese Zurückhaltung ist nicht seine Sache. 
Wenn man Krieg als Kampf um die eigene 
Überlegenheit ansieht, bei der um der – größe-
ren – Schädigung des Gegners willen auch ei-
gener Schaden in Kauf genommen wird, dann 
nimmt Trump diesen Schaden in Kauf. Argu-
mente ökonomischer Rationalität – etwa dass 
Importzölle vor allem auch der amerikani-
schen Wirtschaft schaden, ihre Produktions-
kosten erhöhen, die Kaufkraft der Verbraucher 
reduzieren – verfangen daher bei ihm über-
haupt nicht. Er sieht diese Kosten als Investi-
tion in die Stärkung der amerikanischen Ver-
handlungsposition für künftige „Deals“ in Ge-
stalt der Kapitulation seiner Gegner. Zudem 
rechnet er auf den „rally around the flag“-
Effekt: darauf, dass auch in diesem „Krieg“, 
wie in nahezu jedem Krieg, den die USA ge-
führt haben, die Nation – auch über seine 
Wählerbasis hinaus –  sich opferbereit hinter 
ihren Führer stellt.  

Aber auch ganz direkt ist für die USA die 
eigene überlegene Wirtschaftsmacht immer 
schon aufs engste verknüpft mit der nationa-
len Sicherheit. Und diesen Zusammenhang 
stellt die Regierung Trump deutlicher als 
manche bisherige heraus. In der Ende 2017 
vom Weißen Haus veröffentlichten „National 
Security Strategy“ (NSS)3 nehmen die Siche-
rung bzw. Wiederherstellung wirtschaftlicher 
und technologischer Überlegenheit und der 
Kampf gegen die „unfaire“, das heißt, nicht den 
USA zugute kommende Ausnutzung der inter-
nationalen Wirtschaftsordnung durch andere 
Mächte als zweite von drei Säulen (neben der 
Verteidigung des „American Homeland“ und 
der außen- und sicherheitspolitischen Macht-
projektion in der Welt) unter der Devise „wirt-
schaftliche Sicherheit ist nationale Sicherheit“ 
zentralen Raum ein. Diese Devise mag eine für 
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nahezu jede Nation geltende Banalität sein; 
für die USA ist „nationale Sicherheit“ und da-
mit auch wirtschaftliche Überlegenheit gleich-
bedeutend mit ihrer unangefochtenen, unan-
fechtbaren Stellung als die wirtschaftlich, poli-
tisch und militärisch dominierende Weltmacht. 

Diese Stellung sieht Trump einerseits be-
droht. In seiner Rhetorik macht er daher kei-
nen Unterschied zwischen militärischer und 
wirtschaftlicher Vormacht, zwischen Erfolg im 
wirtschaftlichem Wettbewerb und Kampf um 
Überlegenheit.  

Andererseits sieht er die USA in diesem 
Kampf – noch – unbedingt im Vorteil, hält er 
den von ihm angezettelten Handelskrieg für 
„easy to win“ ‒ leicht zu gewinnen, wie er am 
2. 3. 2018 twitterte. Er weiß um die Stärke 
seiner Waffen in diesem Krieg. 
 
Import, nicht Export verleiht handelspolitische 
Macht 
Die USA sind der mit Abstand größte Impor-
teur von Gütern, sie sind für viele Länder, ge-
rade die großen Exportmächte, wie China, Ja-
pan, Deutschland, aber natürlich erst recht für 
die NAFTA-Partner Kanada und Mexiko einer 
der wichtigsten Absatzmärkte. Werden dort 
durch Erhöhung von Importzöllen ihre Produk-
te verteuert, verlieren sie Geschäftsvolumen, 
sei es durch Absatzeinbußen, weil ihre Produk-
te zu teuer werden für die Zahlungsfähigkeit 
ihrer amerikanischen Kunden, sei es durch 
Marktanteilsverluste, weil inländische Produ-
zenten dadurch begünstigt werden. Es zeigt 
sich, dass Exportweltmeister zu sein, wie 
Deutschland sich lange rühmte, keineswegs 
Macht verleiht, vielmehr das Risiko der Ab-
hängigkeit von den auswärtigen Absatzmärk-
ten erhöht.  
 
Finanzsanktionen – der Dollar als Waffe 
Dass ein großer Importmarkt Macht verleiht, 
nicht ein starker Export, gilt vor allem dann, 
wenn die Importe mit der eigenen Währung 
bezahlt werden können. Dann geben die Ex-
portländer dem Importland praktisch einen 
Kredit für die Finanzierung seines Importbe-
darfs, indem sie seine Währung als Zahlung 
annehmen. Aber das allein macht nicht das 
Gewicht des US-Dollar aus. Er ist das Welt-
geld, nicht allein wichtigste Transaktionswäh-
rung für internationale Handelsgeschäfte, son-
dern auch die mit weitem Abstand wichtigste 

internationale Anlage- und Reservewährung. 
Die Hälfte des Welthandels wird in Dollar ab-
gewickelt, mehr als die Hälfte aller umlaufen-
den Kredite (Staats-, Unternehmensanleihen, 
Bankschuldverschreibungen und Derivate) lau-
ten auf US-Dollar. Der Euro als zweitwichtigs-
te Weltwährung, der noch anfangs der Finanz-
krise auf Kosten des Dollar an internationalem 
Gewicht zu gewinnen schien, ist durch die Eu-
rostaatsschuldenkrise nachhaltig geschwächt. 
Und der chinesische Renminbi gewinnt nur 
sehr langsam an Boden. 

Konkret bedeutet das, dass nahezu jede 
international tätige Bank auf der Erde Kredit-
geschäfte in Dollar abwickelt, Dollarguthaben 
und Verbindlichkeiten hat und so mit ihrem 
US-Geschäft den Strafmaßnahmen der US-
Behörden unterliegt, wenn sie gegen amerika-
nische Sanktionsbeschlüsse verstößt. Dasselbe 
gilt für die großen internationalen Versiche-
rungen – etwa für den Seeverkehr –, die in der 
Regel in US-Dollar abgeschlossen werden.4 

Damit ist der Dollar in den Händen der 
US-Regierung eine außerordentlich wirkungs-
volle Waffe zur Durchsetzung amerikanischer 
politischer Interessen. Das zeigt sich aktuell 
wieder an den von der Regierung Trump ein-
seitig gegen den Iran verhängten Sanktionen – 
entgegen dem internationalen Sechs-Mächte-
Aktionsplan zur Begrenzung der iranischen 
Nuklearaktivitäten (Joint Comprehensive Plan 
of Action – JCPOA). Das gilt nicht nur für den 
Industriegüterhandel, sondern auch für Irans 
Ölexporte. Auch wenn die EU-Staaten fest 
entschlossen sind, an dem Abkommen und 
damit an den damit ermöglichten Wirtschafts-
beziehungen zum Iran festzuhalten, können 
sie unter den amerikanischen Sanktionen ihre 
privaten Industrie- und Finanzunternehmen 
nicht zu Geschäften mit dem Iran verpflichten 
– es sei denn, sie ersetzten ihnen den Milliar-
denschaden aus amerikanischen Strafzahlun-
gen oder gar einem Verlust ihres Dollarge-
schäfts. Selbst die Abwicklung des Handels 
mit dem Iran in Euro ändert nichts daran, 
dass es fast unmöglich ist, diesen Handel mit 
Banken und anderen Firmen abzuwickeln, die 
ihrerseits nicht in irgendeiner Weise mit den 
USA in Geschäftsbeziehungen stehen, somit 
den Strafandrohungen wegen Sanktionsverlet-
zung unterliegen. 

Auch russische Unternehmen, gegen die 
von Trump und dem US-Kongress Finanz-
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sanktionen verhängt wurden, wie der große 
russische Aluminiumproduzent Rusal, sind 
durch diese Sanktionen unmittelbar in Nöte 
gekommen. Nicht nur hat Rusal sein Alumini-
um gegen Dollar verkauft, was nun nicht mehr 
geht. Das Unternehmen kann auch seine ho-
hen Dollarschulden nicht mehr auf dem Kapi-
talmarkt refinanzieren.  

Und Trump selbst hat bereits Sanktionen 
gegen die am geplanten russisch-deutschen 
Pipeline-Projekt Nordstream 2 beteiligten Fir-
men angedroht. 

Generell ist bereits jetzt der Umfang der 
von der US-Regierung oder dem Kongress ver-
hängten Sanktionen nahezu unüberschaubar 
groß.5  

Dass mit diesen exterritorial wirkenden 
Sanktionen auch wirtschaftliche Interessen 
verfolgt, Geschäftssphären und -perspektiven 
der (europäischen) Konkurrenten der USA 
zerstört werden, ist in den meisten Fällen, ge-
rade auch in den Fällen Iran und Russland, 
zumindest willkommener, wo nicht direkt be-
absichtigter Begleiteffekt. 

3. Die von Trump identifizierten 
Gegner 

Zu den wichtigsten Gegnern, ja Feinden der 
USA und des von ihm geltend gemachten ra-
dikalen Hegemonieanspruchs hat Trump zum 
einen China, zum anderen die EU und hier vor 
allem ihre Führungsmacht Deutschland er-
klärt. Sein Verhältnis zu Russland ist eher 
ambivalent – hier ist es vor allem der US-
Kongress, der sich quer durch die politischen 
Lager als Verfechter eines konfrontativen 
Sanktionskurses betätigt. Im folgenden wird 
es nur um China und die EU gelten, beide für 
Trump als handelspolitische Feinde der USA 
auf einer Stufe.6 
 
China 
Die Konfrontation mit China überrascht nie-
manden, wird doch der Zusammenprall zwi-
schen herrschender und aufsteigender Welt-
macht, der nun da ist, von allen Experten seit 
langem vorhergesagt. Und nachdem Chinas 
Präsident Xi Jinping unverhohlen den welt-
wirtschaftlichen Führungsanspruch seines 
Landes angemeldet und mit dem Investitions-
programm „China 2025“ eine industrielle Spit-

zenposition seines Landes in 12 künftigen 
Schlüsseltechnologien als Ziel formuliert hatte, 
konnte dies durchaus als bewusste Provokati-
on der USA – in Abkehr vom Kurs des Initia-
tors des chinesischen Aufstiegs, Deng Hsiao-
ping: „die Krallen verbergen, den richtigen 
Zeitpunkt abwarten und niemals versuchen, 
die Führung zu übernehmen“ – aufgefasst 
werden.7 

Überraschend ist dann aber doch, zumal 
nach dem pompösen Staatsbesuch von Trump 
bei seinem „Freund“ Xi Jinping in Beijing im 
Februar 2018, das massive Vorgehen gegen die 
Volksrepublik. Bereits am 22. März 2018 kün-
digte Trump an, gegen die VR China Strafzölle 
in Höhe von 25% auf Hochtechnologieprodukte 
der Luftfahrt-, Elektronik- und IT-Industrie – 
ausdrücklich also Industrien des „China 2025“-
Programms – mit einem Importwert von 50 
Mrd. $ zu verhängen. Rechtliche Grundlage 
für diese Maßnahme ist die wenig spezifische 
Bestimmung der Section 301 des US-Handels-
gesetzes von 19748, auf die sich die Regierung 
Trump in diesem Fall wegen der Verletzung 
geistiger Eigentumsrechte amerikanischer Un-
ternehmen u.a. durch die Verpflichtung zum 
Technologietransfer bei Investitionen in China 
beruft. Für eine erste Liste von Gütern, im Vo-
lumen von 34 Mrd. US$ trat der Strafzoll am 
6. Juli 2018 in Kraft, für die übrigen Güter im 
Wert von 16 Mrd. $ einen Monat später. Aber 
nachdem China schon einen Tag später eben-
falls Zölle auf amerikanische Exporte in äqui-
valenter Höhe verhängte, veröffentlichte 
USTR Lighthizer am 10. 7. 2018 eine Güterlis-
te für weitere Importe im Wert von 200 Mrd. 
aus China, diesmal auch für Konsumgüter, für 
die bereits ab September 2018 Strafzölle erho-
ben werden könnten. Und sollte China auch 
darauf wieder mit Vergeltungszöllen antwor-
ten, so Trump, werde die US-Regierung die ge-
samten Importe aus China in Höhe von gut 
500 Mrd. $ jährlich mit Strafzöllen belasten.  

Auch wenn der Handelskrieg gegen China 
mit diskriminierenden Handels- und Geschäfts-
bedingungen, also eigentlich im engeren Sinn 
handelspolitisch begründet wird, steht dahinter 
doch ganz explizit die Sorge der USA davor, in 
ihrer eigenen Handlungsfreiheit als die über-
legene Weltmacht durch China zunehmend 
eingeschränkt zu werden. Zum einen sieht die 
Regierung Trump, darin übrigens mit dem US-
Kongress über die Parteilager hinweg ziemlich 
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einig, durch Chinas Industrie- und Technolo-
giepolitik die amerikanische Technologiefüh-
rerschaft gefährdet, eine aus US-Sicht hoch-
gradig sicherheitspolitische Bedrohung. Zum 
anderen sehen die USA mit Sorge, wie China 
dank seiner enormen Kapitalstärke wachsen-
den Einfluss in anderen Teilen der Welt er-
wirbt und mit seiner eigenen Währung Ren-
minbi und darauf aufbauenden eigenen, von 
SWIFT und dem Dollar unabhängigen interna-
tionalen Finanzstrukturen die Wirksamkeit 
der amerikanischen Sanktionspolitik unter-
läuft.  

Die Strafzölle der USA nach Section 301 
sind, falls begründet, handelsrechtlich legal 
nach Art. XIX des GATT-Abkommens von 
1994. Für die Bestreitung ihrer Begründetheit 
steht China das Streitschlichtungsverfahren 
der WTO offen, wozu die Volksrepublik auch 
bereits die ersten Schritte getan hat. 
 
Die EU 
Schon vor den Strafzöllen gegen China hat die 
US-Regierung seit dem 1. Juni 2018 erhöhte 
Zölle auf Importe von Stahl (25%) und Alumi-
nium (10%) erhoben, die sich neben China und 
Russland auch gegen alle anderen Exporteure 
dieser Güter in die USA richten, überwiegend 
Verbündete der USA, wie Kanada, Mexiko, 
Japan, Südkorea, Australien, Brasilien, aber 
auch gegen die EU, den zweiten Hauptfeind 
seines handelspolitischen „America First“-
Kampfes. Diese Zölle zielen rechtlich nicht ge-
gen unlautere Handelspraktiken gemäß Sec-
tion 301, solche lassen sich in diesen Bereichen 
auch nicht feststellen. Stattdessen werden sie 
unmittelbar durch die nationale Sicherheit be-
gründet, gemäß Section 232 des Trade Expan-
sion Act von 1962, für dessen Implementierung 
nicht der USTR, sondern das Department of 
Commerce unter Wilbur Ross zuständig ist.  

Das ist ein handelspolitisch hochproble-
matisches Vorgehen, das bislang nur in sehr 
seltenen Ausnahmefällen beschritten wurde.9 
Problematisch ist es, weil es sich auf die Aus-
nahmeklausel für Gründe der nationalen Si-
cherheit gemäß Art. XXI des GATT-Abkom-
mens beruft. Und eine auf diese Klausel ge-
stützte handelsbeschränkende Maßnahme ent-
zieht sich naturgemäß der WTO-Streitschlich-
tung, da die Bestimmung der Kriterien natio-
naler Sicherheit in die nationale Souveränität 
der Mitgliedstaaten fallen.  

Aber damit erschöpft sich die Strapazie-
rung des Art. XXI GATT durch Section 232-
Maßnahmen nicht. Im Gegenteil. Am 24. Mai 
2018 eröffnete das Department of Commerce 
auf Verlangen des Präsidenten eine Untersu-
chung, ob die Importe von Autos und Autotei-
len die nationale Sicherheit gefährden. Wilbur 
Ross erklärte dazu,  

 
„seit Jahrzehnten haben Importe aus dem Aus-
land unsere inländische Autoindustrie ero-
diert. Das Department of Commerce wird eine 
gründliche, faire und transparente Untersu-
chung dazu durchführen, ob diese Importe un-
sere Binnenwirtschaft schwächen und unsere 
nationale Sicherheit beeinträchtigen kön-
nen.“10  

 
Die Gefahr, dass noch in 2018 auch für Impor-
te von Autos und Autoteilen (etwa Teilen für 
die amerikanischen Produktionsstätten deut-
scher Autokonzerne) Schutzzölle von 20% auf 
den Importwert erhoben werden, ist somit 
groß. Und das würde die deutsche Autoindust-
rie als Schlüsselsektor der deutschen Wirt-
schaft dann wesentlich empfindlicher treffen 
als die Stahl- und Aluminiumzölle. Sie wäre 
aber auch das erklärte Hauptziel dieser Maß-
nahme, wie Trumps Besessenheit von der Prä-
senz deutscher Luxusautos auf New Yorker 
Straßen und den umgekehrt sehr bescheide-
nen Absatzerfolgen amerikanischer Autopro-
duzenten in Deutschland erkennen lässt. Für 
ihn sind die deutschen Autoexporte in die USA 
schlechthin die Verkörperung des hohen Defi-
zits der USA im Handel mit Deutschland. 

Erhöhte Importzölle auf Autos unter Be-
rufung auf die nationale Sicherheitsklausel 
von Section 232 hätten also einen ziemlich 
eindeutigen Willkürcharakter, stünden für da-
hinterliegende politische Ziele. 

Welche das sein könnten, verriet ein Ge-
spräch des neuen amerikanischen Botschafters 
in Berlin, Grenell, Anfang Juli 2018 mit den 
Chefs der deutschen Autokonzerne Daimler, 
BMW und VW sowie ihrem Verbandspräsiden-
ten. Grenell, der sich in den wenigen Wochen 
seit seinem Amtsantritt Anfang Mai bereits als 
überzeugter Trump-Gefolgsmann erwiesen 
und ebenso undiplomatisch und radikal wie 
sein Präsident die Unterwerfung Deutschlands 
unter amerikanische Interessen, konkret unter 
die neuen US-Sanktionen gegen den Iran ge-
fordert hatte, machte den Konzernchefs ein 



Trump macht ernst ‒ mit der Unterwerfung der Weltwirtschaft unter „America First“     309 

Angebot, das man als in höchstem Maße ver-
giftet bezeichnen muss. Wenn Europa seine 
Importzölle auf Autos (von derzeit 10%) auf 
Null senke, wären auch die USA bereit, auf 
jegliche Autozölle zu verzichten. Vergiftet ist 
dieses Angebot in mehrfacher Hinsicht: Ers-
tens sind weder deutsche Autokonzerne, noch 
die deutsche Bundesregierung Ansprechpart-
ner der USA in Sachen Handelspolitik, son-
dern die EU-Kommission; zweitens kann auch 
die EU kein rein sektorales Freihandelsab-
kommen für Autos mit den USA abschließen, 
da das gegen das WTO-Recht verstieße, das 
nur für umfassende Freihandelsabkommen, 
wie es das von Trump auf Eis gelegte transat-
lantische TTIP-Abkommen gewesen wäre, eine 
Ausnahme von der generellen Meistbegünsti-
gungsklausel einräumt. Allenfalls könnte die 
EU einseitig ihre Autozölle auf Null senken, 
für Autoimporte aus allen WTO-Ländern. Das 
aber wäre, drittens, für die französischen und 
italienischen Autoproduzenten, die in ganz an-
derem Umfang als die deutsche Autoindustrie 
dem Wettbewerb billigerer Automodelle aus 
Japan und Südkorea, demnächst auch China 
ausgesetzt ist, inakzeptabel. Ein solches Ange-
bot zu machen, zielt also darauf, die europäi-
sche Autoindustrie und generell die handelspo-
litischen Interessen der EU-Mitgliedstaaten 
auseinanderzudividieren. 

Das wiederum entspricht dem Leitmotiv 
der Europapolitik Trumps: die EU als einheit-
licher und gegenüber den USA zumindest 
wirtschaftlich auf Augenhöhe agierender Ak-
teur ist ihm in besonderem Maße ein Ärger. 
Mehrfach hat er bereits bei Begegnungen mit 
europäischen Regierungschefs bedauert, dass 
er nicht mit ihren Ländern bilateral „wunder-
bare“ Handelsabkommen schließen kann.  

Daher versucht Trump mit bemerkens-
wertem Einsatz immer wieder, die EU zu spal-
ten. Dazu gehörten insbesondere seine Angrif-
fe gegen Deutschland und dessen Einfluss als 
EU-Führungsmacht auf andere EU-Staaten.11 
Trumps Auftritt beim jüngsten NATO-Gip-
feltreffen am 11./12. Juli 2018 und seine dort 
mehrfach artikulierten heftigen Tiraden gegen 
Deutschland12 als „Gefangenen Russlands“, 
das sich mit der geplanten Erdgas-Pipeline 
Nordstream 2 in völlige energiewirtschaftliche 
Abhängigkeit von Russland begebe und dafür 
Milliarden an Russland zahle, aber seinen 
Schutz vor Russland von den USA erwarte, 

war dafür ein drastisches Beispiel. Einerseits 
passend zu seiner Spaltungspolitik, da Nord-
stream 2 auch in der EU heftige Gegner hat, 
andererseits bizarr, angesichts des wenige Ta-
ge später stattfindenden herzlichen Treffens 
zwischen Trump und seinem Freund Putin, 
wird daran deutlich, dass es Trump nicht um 
höchste sicherheitspolitische Fragen geht, son-
dern um mehr Absatz des gegenüber dem von 
Deutschland im Preis weit heruntergehandel-
ten russischen Erdgas fast dreimal so teuren 
amerikanischen Flüssiggases (LNG) aus Fra-
cking-Förderung auf dem europäischen Markt. 

Zu Trumps Spaltungsbemühungen gehört 
auch seine Sympathie für die autoritär-natio-
nalistischen Regierungen Osteuropas, vor al-
lem Polens, sowie die übrigen migrationsfeind-
lichen Regierungen und Parteien in der EU 
(für die sich auch sein Berliner Botschafter 
Grenell öffentlich stark macht). Und schließ-
lich auch seine Begeisterung über den Brexit, 
seine entsprechende harsche Kritik an der bri-
tischen Premierministerin bei seinem jüngsten 
Besuch im Vereinigten Königreich im Juli 
2018, weil sie womöglich einen Soft-Brexit an-
strebt und wesentliche Bindungen an die EU 
beibehalten will, und seine offene Parteinahme 
für ihren Konkurrenten und Brexitagitator 
Boris Johnson.  

Die Financial Times sieht hier seine „neue 
transatlantische Allianz“ und schreibt: 
 
„Es ist jetzt klar, dass Herr Trump nicht ein-
fach amerikanische Interessen zu verteidigen 
beabsichtigt, wie er sie sieht. Er interveniert 
vielmehr aktiv in die europäische Politik – um 
die Agenden nationalistischer Parteien zu be-
fördern, die seine ideologischen Seelenver-
wandten sind.“13  
 
Beabsichtigter Kollateralschaden:  
die Welthandelsordnung14 
Die Strafzölle der Trump-Regierung wären 
grundsätzlich ein Fall für das Streitbeilegungs-
verfahren der Welthandelsorganisation WTO. 
Allein, wie ausgeführt, geht das bei Streitfäl-
len, bei denen sich die eine Partei auf die Aus-
nahmeklausel für nationale Sicherheit nach 
Art. XXI des GATT-Abkommens beruft, in die 
Leere. Aber auch für Streitfälle nach Art. XIX, 
wie die amerikanischen Strafzölle aufgrund 
Section 301 des Handelsgesetzes droht das 
WTO-Streitbeilegungsverfahren dank der Ob-
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struktionspolitik der US-Regierung in Kürze zu 
versagen. Die Abkehr Trumps von der durch 
die USA nach dem Zweiten Weltkrieg geschaf-
fenen Weltwirtschaftsordnung wird an kaum 
einer Stelle deutlicher als in seiner mehrfach 
bekundeten Geringschätzung der WTO. Sie 
war 1994 mit dem Abschluss der Uruguay-
Runde – der bis heute letzten erfolgreichen 
Welthandelsrunde – eingerichtet worden, ge-
wissermaßen als Krönung der bisherigen, 
durch das Allgemeine Zoll- und Handelsab-
kommen GATT geschaffenen Ordnung. Musste 
bis dahin die in einem Streitbeilegungs-
verfahren unterlegene Partei dem Schlich-
tungsspruch zustimmen, damit er wirksam 
wurde, was eine Frage der politischen Kräfte-
verhältnisse zwischen Kläger und Beklagtem 
war, gab es nun ein alle Parteien rechtlich bin-
dendes Streitschlichtungsverfahren, mit zwei 
Instanzen. Die zweite, letztentscheidende In-
stanz ist eine Kammer aus sieben Richtern, die 
von den Mitgliedstaaten für je vier Jahre, mit 
einmaliger Verlängerungsmöglichkeit, nomi-
niert und von der WTO-Versammlung ernannt 
werden. 

Genau diese rechtliche Bindung, durch die 
auch die USA ins Unrecht gesetzt, andere 
Staaten zu Vergeltungsmaßnahmen gegen für 
rechtswidrig erklärte handelspolitische Maß-
nahmen der USA ermächtigt werden können, 
war für den US-Kongress von Anfang an ein 
Problem und ist für Trump vollends unerträg-
lich. Schließlich heißt „America first“ für ihn: 
es darf kein Recht geben, das über der Souve-
ränität der USA steht, diese bindet.  

Daher hat die Trump-Regierung einen 
höchst destruktiven Weg gefunden, den Kern 
des WTO-Regimes, das Streitbeilegungsver-
fahren, zu neutralisieren. Sie weigert sich, der 
Neubesetzung vakant gewordener Richterposi-
tionen in der Appelationskammer zuzustim-
men. Drei Positionen konnten so seit 2017 
nicht wieder besetzt werden. Ende September 
wird ein vierter Richter ausscheiden, damit ist 
die Appelationskammer ab Oktober 2018 nicht 
mehr beschlussfähig, es können also keine 
rechtsverbindlichen Streitschlichtungsentschei-
dungen mehr getroffen werden, die WTO ist 
dann praktisch lahmgelegt.   

4. Reaktionen und Perspektiven 

Auch für Trumps „easy to win“-Wirtschafts-
krieg gilt der Satz des preußischen General-
stabschefs und Clausewitz-Schülers, Graf 
Moltke: „Kein Operationsplan reicht ... über 
das erste Zusammentreffen mit der feindlichen 
Hauptmacht hinaus.“ Und so ist es auch noch 
zu früh, um über den Fortgang dieses Kampfes 
der USA gegen den Rest der Welt um die Vor-
herrschaft in der Weltwirtschaft zu spekulie-
ren – obwohl das natürlich allenthalben ge-
schieht. Vor allem geht es dabei um die weitere 
Eskalation und damit um – dies ein Begriff 
aus der nuklearen Konfrontation der Super-
mächte im Kalten Krieg – die Eskalationsho-
heit. 

Eine nüchterne Bestandsaufnahme im Juli 
2018, zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Tex-
tes, ergibt hierzu: die EU ist denkbar schlecht 
gerüstet für eine weitere Eskalation im trans-
atlantischen Wirtschaftskrieg mit Strafzöllen 
und Sanktionen. Zwar zeigten die Außenwirt-
schaftsstatistiken, dass die USA entgegen den 
Behauptungen von Trump in ihrer Leistungsbi-
lanz, also der Gesamtheit der Transaktionen 
aus Güter- und Dienstleistungshandel sowie 
Einkommen aus Direktinvestitionen und sons-
tigen Kapitalanlagen, mit der EU kein Defizit, 
sondern sogar einen kleinen Überschuss auf-
weisen. Aber daraus lässt sich in Anbetracht 
von Trumps obsessiver Fokussierung auf die 
Bilanz des Güterhandels kein Kapital schlagen. 
Auch kann und will man Trump nicht in Han-
delsfragen entgegenkommen, wenn das auf 
Kosten der WTO-Regeln geht, aber man kann 
es sich auch nicht leisten, ihn hart zu konfron-
tieren, ohne für die immer noch prekäre wirt-
schaftliche Lage der Eurozone eine neue Krise 
zu riskieren. Brisant ist daher die Erwägung 
der EU-Kommission, im Fall von Strafzöllen 
auf Autoimporte in die USA mit Vergeltungs-
zöllen auf US-Importe von fast 300 Mrd. $ zu 
reagieren. Indem sie die Risiken europäischer 
Gegenmaßnahmen gegen amerikanische Straf-
zölle aufzeigt, empfiehlt die SWP-Wissenschaft-
lerin Bettina Rudloff stattdessen kluge Zurück-
haltung der EU: keine Konzessionen, aber auch 
keine „tit-for-tat“-Eskalation.15 Auch so lässt 
sich in der Tat Eskalationshoheit bewahren, 
zumal in diesem Fall der Schaden für die eige-
ne Volkswirtschaft geringer gehalten wird.  
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China ist zwar gegenüber den USA poli-
tisch und wegen seiner schieren Größe als 
Binnenmarkt und Handelsmacht in einer 
stärkeren Position als die EU, weist wohl auch 
dank seines autoritären Systems und seiner 
noch nicht lange zurückliegenden Armutser-
fahrung eine höhere Krisenresilienz als die EU 
auf. Durch seine starke Einbindung als kos-
tengünstiger Verarbeiter und Teileproduzent 
in die globalen Lieferketten ist es aber auch 
empfindlich bereits für kleine Verschlechte-
rungen seiner Wettbewerbsposition.16 Zudem 
kann es auf die US-Strafzölle allein schon des-
halb auf die Dauer nicht mit gleich hohen Ver-
geltungszöllen für Importe aus den USA rea-
gieren, weil die Importe der USA aus China 
die Importe Chinas aus den USA um das Drei-
fache übersteigen. Entsprechend verzweifelt 
sucht inzwischen auch die chinesische Füh-
rung nach einer gesichtswahrenden Lösung.  

Es wäre zu hoffen, dass auch sie Abstand 
nähme von Prestigeerwägungen der „Ge-
sichtswahrung“ und sich der ökonomischen 
Vernunft öffnete, wie sie der Harvard-Ökonom 
Dani Rodrik formuliert: einfach nicht eskalie-
ren, sondern die Amerikaner die Strafzölle auf 
ihre Importe zahlen lassen und für die eigene 
Volkswirtschaft weiter den Nutzen des Frei-
handels genießen.17  

Sie kann dabei vielleicht darauf hoffen, 
dass Trump vielleicht doch kein kühler, rück-
sichtsloser Machtpolitiker mit einem klar defi-
nierten weltpolitischen Ziel ist, sondern eben 
ein narzistischer „dealmaker“, der letztlich 
doch auf einen Kompromiss einlenkt, solange 
er seinen Wählern dieses Einlenken als seinen 
persönlichen großen Sieg verkaufen kann – 
was nicht schwer ist, da er ohnehin für seine 
Wähler unabhängig von der Realität Herr über 
die von ihm verkündeten „Tatsachen“ ist. 

Andererseits hat der amerikanische Prä-
sident seine prinzipielle Unberechenbarkeit 
gerade zu seinem wichtigsten politischen Mit-
tel erklärt. 

So lassen sich zwar inzwischen die 
Trümmer der bisherigen Weltwirtschaftsord-
nung besichtigen, aber es ist nicht zu erken-
nen, welche neue Ordnung daraus erwachsen 
könnte. 
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